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des "Institut de Formation
Sociale" in Pétange über "Im-
migration und Zivilgesell-
schaft in Europa" auf die de-
mographische Entwicklung
des Kontinents hin: Am Bei-
spiel Deutschlands erklärt er,
dass die dortige Bevölkerung
ohne massive Zuwanderung
wegen der niedrigen Gebur-
tenrate bis 2050 von derzeit
82 auf 58 Millionen schrump-
fen würde. EinesolcheEntvöl-
kerung blühe auch den ande-
renEU−Ländern mit ähnlichen
Geburtenraten (die Ferti-
litätsquote liegt in der EUim
Schnitt bei 1,4 Geburten pro
Frau, in Deutschland bei 1,3,
in Spanien und Italien sogar
nur bei 1,2 Geburten). Dasrei-
che, so Oberndörfer, bei wei-
temnicht aus, umdie Sozial-
systeme in Europa aufrecht
zuerhalten. Nicht zuletzt füh-
re der Anstieg des Durch-
schnittsalters in den westli-
chen Gesellschaftenzueinem
"Altersheim Europa": Kom-
men heutein Deutschland4,4
Personen im erwerbsfähigen
Alter auf eine Personi mAlter
von mehr als 65 Jahren, wird
sich dieses Verhältnis bis
2050 auf 1,8 zu 1 verändern.
Die negativen Folgen der de-
mographischen Entwicklung
würden schon ab 2010 zu er-
kennensein, meint Oberndör-
fer. Lehrstellen könnten dann
nicht mehr besetzt werden,
Arbeitskräfte würden fehlen,
und i mmer weniger junge
Menschen würden für i mmer
mehr RentnerInnen arbeiten.
Nur mit Hilfe einer am Ar-
beitsmarkt orientierten Zu-
wanderungin Verbindung mit
einer "energischen" Familien-
politik könnte die wirtschaft-
liche Leistungskraft Europas
gesichert werden, soder Poli-
tikwissenschaftler. Weitere
Abschottung wäre hingegen
unverantwortlich.
Nach Schätzungen der "In-

ternational Organisation for
Migration" (IOM) leben welt-
weit rund 120 Millionen Men-
schen außerhalb ihres Ge-
burtslandes (darunter 85 Mil-
lionen Arbeitsmigranten und
deren Familienangehörige, 13
Millionen Flüchtlinge sowie
20 Millionen illegale Zuwan-
dererInnen). Obwohl die
Hauptlast der globalen Wan-
derungen nach wie vor von
den Entwicklungsländern ge-
tragen wird, zählt die Europä-
ische Unionzu den bevorzug-
ten Einwanderungsregionen.
In die EU wandern laut IOM
derzeit etwa 700.000 Perso-
nen jährlich ein. Unter Be-
rücksichtigung der Nettozu-
wanderungsrate (Anzahl der
EinwandererInnen minus An-
zahl der AuswandererInnen)
erfolgte nach Angaben der
Deutschen Stiftung Weltbe-
völkerung 1998 mit 0,94 Pro-
zent in Luxemburg die höchs-
te Zuwanderung, gefolgt von
demklassischen Auswander-
erstaat Irland (0,57) und den
Niederlanden (0,28). Am ge-
ringsten war die Nettozuwan-
derungsrate in Deutschland
(0,06 Prozent) undFrankreich
(0,05 Prozent).
Hatten noch bis 1930 mehr

als 50 Millionen Menschen
den europäischen Kontinent
verlassen, sindinzwischenal-
le EU−Länder faktisch zu Ein-
wanderungsstaaten gewor-
den. Das gilt für das klassi-
sche Immigrantenziel Frank-
reichebenso wiefür Deutsch-

land oder Luxemburg (34,1
Prozent der Gesamtbevölke-
rung sind AusländerInnen),
die vor allemin den 50er und
60er Jahrensogenannte Gast-
arbeiterInnenanwarben, aber
auch für ehemals typische
Auswandererländer wie Grie-
chenland, Irland, Italien und
Spanien. Trotz dieses Rollen-
wechsels vom Auswanderer−
zum Einwandererkontinent
fällt es Europa schwer, sich
der veränderten Situation
zu stellen. Im Selbstver-
ständnis der EuropäerInnen
ist der TrendhinzumEinwan-
dererkontinent längst nicht
verankert. "Die Einwanderung
als solche anzuerkennen,
transparenter zu gestalten
und sie integrationspoli-
tisch zu begleiten", fordert
deshalb Alfredo Märker, wis-
senschaftlicher Mitarbeiter
des Lehrstuhls für Politische
Theorie und Ideengeschich-
te an der Berliner Humboldt−
Universität.

"Negative Harmonie"
"Der globalen Migration

kann mit einzelstaatlicher Po-
litiknicht mehr begegnet wer-
den", stellt auch Manfred
Wöhlcke, Referent der Berli-
ner Stiftung Wissenschaft und
Politik, fest. Die Wanderungs-
bewegungen sind durch die
mit der Globalisierung erhöh-
te Mobilität, grenzenlose Tele-
kommunikation sowie welt-
weit vernetzte Wirtschaft na-
tionalstaatlich kaum noch
steuerbar. Stattdessen sei ei-
ne die Nationalstaatlichkeit
überschreitende Lösung jen-
seits nationaler Abwehregois-
men dringend notwendig, for-
dern die beiden Ökonomen
Thomas Straubhaar und
Achim Wolter. Die Realität
sieht anders aus: Die europä-
ische Migrationspolitik glich
bisher eher der Kakophonie
eines schlecht eingeübten
Orchesters. So versuchte
Deutschland, mittels Green
Cards ausländische Compu-
terspezialisten ins Land zu
holen, umeine Lückeauf dem
Arbeitsmarkt zuschließen. Ei-
nen ähnlichen Weg wolle
Frankreich gehen, sagte der
Direktor des Pariser "Institut
national d'études démogra-
phiques", François Héran, in
einem Interview (Libération
vom20. November). Auf der
anderen Seite verschärften
Staaten wie Dänemark, Italien
und die Niederlande erst vor
kurzemihr jeweiliges Einwan-
derungsrecht. Darüber hinaus
wird die Flüchtlingsdefinition
der Genfer Konvention von
Staat zuStaat unterschiedlich
interpretiert. Ebenso variiert
die Asylpraxis.
Die ersten nennenswerten

Schritte in der europäischen
Migrationspolitik unternahm
die Staatengemeinschaft mit
den Beschlüssen von Schen-
gen: Ziel des Schengener Ab-
kommens von 1985 und des
Schengener Durchführungs-
abkommens von 1990 war ein
vollständiger Abbau der Kon-
trollenanden Binnengrenzen.
Die Schengen−Staaten (zuerst
fünf, dannauf neun Mitglieder
erweitert)spieltenfortaneine
tragende Rolle in der Migra-
tionspolitik. Damit einher
ging die Bildung einer Ad−-
hoc−Gruppe Einwanderung,
die 1989i msogenannten Pal-
ma−Dokument die wesentli-

LUXEMBURG-EUROPA

Ein kleiner Steini m
großen Bollwerk

Die derzeitige
Luxemburger Migrations-
politikfügt sichin das
Bild von einer "Festung
Europa" ein. Dasklare

Bekenntniszur
Einwanderungfehlt

sowohl auf nationaler
alsauch auf

internationaler Ebene.

"Es berührt michvorallem,
wennich Familien nach Hau-
se schicken muss, weil ich
mir wünsche, dass siefreiwil-
lig gehen würden", sagte Jus-
tizminister Luc Frieden Ende
NovemberineinemInterview
mit der "Revue". Vergangene
Woche, bevor die Chamber
drei Abkommen über Rück-
führungen von abgelehnten
AsylbewerberInnen zusti mm-
te, ließ er die Abgeordneten
wissen: Bis zum Jahresende
werde es keine weiteren Ab-
schiebungengeben. Eine sen-
ti mentale Anwandlung deslu-
xemburgischen Justizminis-
ters kurz vor Weihnachten?
Dafür spricht wenig, denn
Friedengilt als Hardliner.
Nach offiziellen Angaben

befinden sich derzeit rund
1.800 abgelehnte Asylbewer-
berInnen auf luxemburgi-
schem Boden, allein in den
erstenelf MonatendesJahres
kamen885ins Land. Wennsie
nicht freiwilliginihre Heimat
zurückkehren, werden sie ab-
geschoben, lautet Friedens
Motto. Sein Ministeriumhatte
i m Juli etwa 800 abgelehnte
AsylbewerberInnen aus Mon-
tenegro schriftlich aufgefor-
dert, sich freiwillig auf die
Rückreise in die jugoslawi-
sche Teilrepublik vorzuberei-
ten − sonst würde man sie
"zwangsrückführen". Die
meisten von ihnen waren
während des Kosovo−Krieges
ins Großherzogtum gekom-
men, also nach dem 1. Juli
1998, der als Stichdatumfür
die Regularisierung von Ju-
goslawien−Flüchtlingen fest-
gesetzt worden war.

Anfang Novemberrollte die
Abschiebewellean: Dieersten
Familien wurden im Morgen-
grauenvon der Polizei ausih-
ren Betten geklingelt und via
Findel nach Montenegro ver-
frachtet. Dies sei der Beginn
einer ganzenSerie so genann-
ter Zwangsrückführungen,
kündigteFriedennochamsel-
ben Tag bei einer Pressekon-
ferenz an. Im Luxemburger
Flüchtlingsrat herrschte blan-
kes Entsetzen angesichts der
kompromisslosenHaltungder
Regierung. "Nous savons qu'il
n'yaaucune chance d'uneré-
gularisationchez nous", sagte
kürzlich die Vorsitzende des
Flüchtlingsrats und Flücht-
lingsbeauftragte der Caritas,
Agnes Rausch, in einemInter-
view mit dem "Lëtzebuerger
Land". Selbst mehrmalige Hin-
weise der "Association de
soutienauxtravailleursi mmi-
grés" (Asti) darauf, dass rund
120 MontenegrinerInnen eine
Einstellungszusage von Lu-
xemburger Arbeitgebern er-
halten hätten, änderte nichts
an Friedens harter Linie. "Es
gibt viele Menschenaus Dritt-
staaten, die hier arbeiten wol-
len", entgegnete er lapidar.
Priorität auf dem Luxembur-
ger Arbeitsmarkt genießen
seinen Worten zufolge EU−
Bürger.
"Le gouvernement restera

ferme et ira chercher de nou-
veauximmigrants en Pologne
et en Tchéquie", stellte Serge
Kollwelter am5. Dezember in
einem Artikel für das "Tage-
blatt" fest. Der Asti−Präsident
sprach damit eine aktuelle
Tendenz in der europäischen

Migrationsthematik an: Die
Chancen für Menschen aus
Nicht−EU−Staaten, einen Platz
auf dem europäischen Ar-
beitsmarkt zufinden oder ge-
schweige denn überhaupt in
ein Land der Europäischen
Union legal einzuwandern,
sindgeschwunden. Immigrati-
on bleibt weitgehendauf Bür-
gerInnen der EU−Mitgliedstaa-
ten beschränkt. Luxemburg
reiht sich damit in die Pha-
lanx der EU−Staaten ein, die
nicht erst seit demGipfeltref-
fen von Sevilla i m vergange-
nenJuni eine zunehmendres-
triktive Asyl− und Flüchtlings-
politikfahren. Die Wegeindie
"Festung Europa" sind auf ein
Mini mum begrenzt. Das Vor-
haben mehrerer Staaten der
Union, abJanuar 2003 Schiffe
auf gemeinsame Patrouillen
i m Mittelmeer zu schicken,
umFlüchtlinge bereits auf ho-
her See abzufangen, verleiht
dem Ansinnen, die europä-
ischen Grenzen für uner-
wünschte Gäste dicht zu ma-
chen, zusätzlich eine militäri-
sche Di mension.

Einwandererkontinent
Europa
"Europa ist auf Zuwande-

rung angewiesen", betonen
dennoch zahlreiche Migra-
tionsforscherInnen entgegen
aller Bekundungen von Politi-
kerInnen, das europäische
Boot sei voll. Der emeritierte
Politikwissenschaftler und
Vorsitzende des deutschen
Rats für Migration, Dieter
Oberndörfer, wies erst kürz-
lich bei einem Kolloquium

dossier: migratioun4

Kein Eintritt: Die EU-Bürokratieistfür vieleImmigrantInnen unüberwindbar.



Migrationspolitiki m
Zeichenvon Abschiebungen
Bei m EU−Gipfel vergangenen Juni i n Sevilla
bil dete der Schutz der EU−Außengrenzen den
Schwerpunkt. Der kompromisslose Kurs der
Luxemburger Regierung ist unter den Vorzei-
chen ei ner europaweiten Harmonisierung der
Migrationspolitik auf dem klei nsten gemein-
samen Nenner zu sehen.
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chenBestandteilederzukünf-
tigen europäischen Migrati-
onspolitikfestlegte: freie Mo-
bilität von BürgerInnen der
Mitgliedstaaten, Abgleichung
der Zuwanderungspolitik, Ab-
grenzung nach außen. Mit
dem Dubliner Übereinkom-
men von 1990 wurden ange-
sichts steigender Asylbewer-
berzahlen Regelungen zur
LastenteilungimHinblick auf
die europäische Verteilung
von AsylbewerberInnen ge-
troffen. Deren Anwendung
bliebjedochwegender unter-
schiedlichen nationalen Asyl-
verfahren− und Aufnahmere-
gelungenschwierig.
Obwohl die Zuwande-

rungspolitik mit dem Maas-
trichter Vertragvon1992, der
die europäischeIdee auf eine
neue institutionelle Basis
brachte, erstmals Eingang in
den rechtlichen Rahmen der
neu geschaffenen Europä-
ischen Union fand, blieb die
Zuwanderungspolitik vor al-
lem Gegenstand zwischen-
staatlicher Kooperation. Erst
mit dem1998inKraft getrete-
nen Amsterdamer Vertrag be-
tonten die Mitgliedstaatenih-
re Absicht einer langfristigen
Europäisierung der Zuwande-
rungspolitik. Seither gilt das
Ziel, dass bis 2004für die Po-
litikbereiche Asylrecht, Ein-
wanderung und Flüchtlings-
politik gemeinschaftliche Re-
gelungen erarbeitet werden.
Das Vorhaben wurde beim
EU−Gipfel in Tampere 1999
von den Staats− und Regie-
rungschefs erweitert. Es soll
den vollständigen Abbau der
internen Grenzkontrollen, ge-
meinsame Standardsfür Kon-
trollen an den Außengrenzen
sowie Regeln für Dritt-
staatsangehörige umfassen.
Die Regierungskonferenzen

von Tampere und Nizza
(2000) ändertennichts ander
Tatsache, dass die Europäi-
sierung der Zuwanderungs-
politik zu einer Verschärfung
der Aufnahme geführt hatte.
Diese nach den Worten von
Enrique Gonzalez−Sanchez,
dem Verantwortlichen Direk-
tor für Immigration und Asyl
des Europarates, "negative
Harmonisierung" fand ihren
bisherigen Höhepunkt ver-
gangenenJuni bei mEU−Gipfel
in Sevilla, der die Migrations−
und Asylpolitik zumSchwer-
punktthemahatte. Fortansol-
len Herkunfts− und Transit-
staaten unter Androhungvon
Sanktionen, einem"gemeinsa-
men Management von Migra-
tionsflüssen" undder Zurück-
nahme ihrer in Europa uner-
wünschten BürgerInnen zu-
sti mmen. Außerdem wurde
eine neue Visa−Verordnung
mit nunmehr 130 vi-
sumpflichtigen Ländern be-
schlossen.

"Die Zukunftsvision der
Europäischen Union ist ge-
prägt von Belagerungsängs-
ten", kommentierte Niels Ka-
dritzke in der deutschspra-
chigen Septemberausgabe
von"Le Monde diplomatique"
die auf dem Gipfeltreffen be-
schlossenen "Mindeststan-
dards". Inder Tat besitzendie
in Sevilla beschlossenen
Richtlinien einen stark re-
pressiven Charakter und kon-
zentrieren sich vor allemauf
die Abschottung gegen uner-
wünschte Zuwanderung mit
zwei Schwerpunkten: die Si-
cherung der Außengrenzen
und die Bekämpfungillegaler
Immigration.

Die Terroranschläge vom
11. September 2001 und da-
nach bewirkten, dass die "in-
nere Sicherheit" auf EU−Ebene
transferiert wurde. Die ur-
sprüngliche Absicht, existie-
rende Aufnahmestandards
durch eine Harmonisierung
anzuheben, sei jedoch viel-
mehr am mangelnden Willen
zur Abkehr von den herge-
brachten nationalen Gesetz-
gebungspraktiken nicht ver-
wirklicht worden, kritisiert
Cornelis D. De Jong, der stän-
dige Vertreter der Niederlan-
de bei der EU−Kommission in
Brüssel. Jeder Staat scheint
demnach zu befürchten,
durch eine liberale Flücht-
lings− undEinwanderungspoli-
tik zum Anziehungspunkt für

Migrantenströme zu werden,
undfällt deshalbinkurzfristi-
ge nationalstaatliche Interes-
senverfolgung zurück. Somit
ist ein wahrer Wettbewerb
um die restriktivste Politik
entstanden, an demauch die
Luxemburger Regierung teil-
ni mmt: "Wir akzeptieren
nicht, als einziges EU−Landal-
le abgelehnten Asylbewerber
hier zu behalten", erklärte
beispielsweise Justizminister
Frieden.

Die 15 EU−Staaten verfügen
heute über eine gemeinsame
zuwanderungspolitische Pra-
xis auf demkleinstengemein-
samen Nenner. Die Aufnahme
von AsylbewerberInnen wur-
de restringiert. Diese Ab-
wehrhaltung gegenüber
Flüchtlingen wird angesichts
der Abkommen zur Rückfüh-
rung für abgelehnte Asylbe-
werberInnen verstärkt. Als
Folge der restriktiven Asylpo-
litikundder Abschottungder
Grenzen gegenüber Einwan-
dererInnen steigt jedoch die
illegale Immigration und die
damit verbundene Schleuser-
kri minalität: Laut IOM−Schät-
zung wandern jährlich zwi-
schen 300.000 und 500.000
Menschen hei mlichin die EU
ein, wo sie dann oftmals −
recht− undschutzlos− als billi-

ge Arbeitskräfte missbraucht
werden. Einige Länder wie
Frankreich, Italien und Spa-
nien verfolgeninzwischen als
Reaktion darauf eine Politik
der schrittweisen Legalisie-
rungder"Sans Papiers".

"Historischer Skandal"
Migration finde nach wie

vor i meigenen Interesse des
jeweiligen Staates und "auf
Kostenjener Aufnahmepolitik
statt, auf der die EUnicht zu-
letzt aufgrund ihres eigenen
Wertefundaments verpflich-
tet ist", konstatiert Alfredo
Märker undfordert eine klare
Trennung nach Zuwande-
rungsgründen wie Flucht vor

Krieg, Diskri minierung und
Verfolgung sowie familiären
Gründen oder Flucht aus der
Armut. "Zwischen Flüchtlin-
gen und anderen Migranten
muss klar unterschieden wer-
den", fordert auch Manfred
Wöhlcke. Er stellt eine Rang-
ordnung auf, was die Aufnah-
me der wichtigsten Gruppen
von AusländerInnen anbe-
langt: An erster Stelle nennt
er i m Sinne des Artikels 12
der GenferFlüchtlingskonven-
tion anerkannte Flüchtlinge;
anzweiter Stelle kommensol-
che Personen, die zwar keine
Flüchtlingei mSinne der Kon-
ventionsind, derenAufnahme
jedoch aus humanitären
Gründen zwingend geboten
sei ("De−facto−Flüchtlinge");
danach folgen unter ande-
rem die ausländischen Ehe-
partnerInnen von Staats-
angehörigen, EhepartnerIn-
nen solcher EinwandererIn-
nen, denen in der EU bereits
ein Aufenthaltsrecht zusteht
und schließlich an letzter
Stelle "sonstige" Einwande-
rer, zu denen die so genann-
ten Arbeitsi mmigrantInnen
gehören.

Was die in Luxemburg ab-
gelehntenAsylbewerberInnen
betrifft, haben diese einen
Statuswechsel vollzogen: Als

Die Aufnahme von Flücht-
lingen, also laut Genfer Kon-
vention "Personen, die ihr
Heimatland wegen Furcht vor
Verfolgung, aus politischen,
religiösen, ethnischen, natio-
nalen Gründenoder der Zuge-
hörigkeit zu einer sozialen
Gruppe verlassen mussten",
sollten nicht auf demeigenen
Interesse des Ziellandes, son-
dernreinauf humanitären Ge-
sichtspunkten basieren, be-
tont Wöhlcke. Unterdessen
mehren sich jedoch Anzei-
chen, die Flüchtlingskonven-
tion einzuschränken. So argu-
mentierte zum Beispiel der
britische Außenminister Jack
Straw, dass die Genfer Über-
einkunft "nicht mehr sofunk-
tioniert, wie es beabsichtigt
war". Eine gesetzliche Neue-
rung sorgt in Großbritannien
dafür, dass Flüchtlinge unmit-
telbar nachder Ablehnungih-
res Asylantrags abgeschoben
werdenkönnen.

"Solange das Pendant der
Abwehr von Flüchtlingen aus
der Dritten Welt, die Bekämp-
fung der Fluchtursachen,
fehlt, bleibt diese Abwehr ein
historischer Skandal, an dem
künftige Generationen das
Humanitätsverständnis Euro-
pas bemessen werden", so
der Historiker Klaus J. Bade,

"De−facto−Flüchtlinge" wurden
sie während des Kosovo−Krie-
ges aufgenommen. Inzwi-
schen sind sie laut Definition
zu Arbeitsi mmigrantInnen ge-
worden. Zu Recht erinnert
Asti−Präsident Kollwelter in
diesem Zusammenhang an
die pragmatische Politik der
Luxemburger Regierung, die
ehemaligen Flüchtlinge aus
Bosnien−Herzegowina zu re-
gularisieren und sie in den
hiesigen Arbeitsmarkt zu in-
tegrieren, und redet einer
flexibleren Handhabung der
Einwanderungskriterien das
Wort, indemer die Frage auf-
wirft: "Pourquoi le pragmatis-
me de l'époque aurait−il cédé
la place à un dogmatisme
légaliste?"

Autor des Standardwerks zur
europäischen Migrationsge-
schichte, "Europa in Bewe-
gung". Zwar wirdkomplemen-
tär zudenvondenreichenIn-
dustriestaaten errichteten
restriktiven Grenzregi men mit
den Mitteln der internationa-
len Politik versucht, Flucht−
und Migrationsursachen zu
reduzieren, Konfliktpräven-
tion und humanitäre Hilfe rei-
chenjedochnicht aus. Die Ur-
sachen für die weltweiten
Wanderungsbewegungen sind
vielfältig: Es sind wirtschaftli-
che Not, Diskri minierung, Ver-
folgungundkriegerische Aus-
einandersetzungen, die Men-
schenzur Migrationzwingen−
undsiesind, nachden Worten
der US−amerikanischen Migra-

tionsforscherin Saskia Sas-
sen, "eine unausbleibliche
Folge der globalen Vernet-
zung". Angesichts der nicht
zuletzt auf der ökonomischen
Ungleichheit sowohl inner-
halbvonStaatenals auchzwi-
schen Ländern und ganzen
Regionenbasierenden Wande-
rungsursachen kann Zuwan-
derung nicht mit Grenzbefes-
tigungen aufgehalten werden.
Letztere stehen stellvertre-
tend für den inneren Wider-
spruch des "global village", in
dem Kapitalströme frei kur-
sieren können, aber vor Men-
schen Grenzen dicht gemacht
werden.

KehrseiteIntegration
Zur gemeinsamen europä-

ischen Einwanderungspoli-
tik gehört nicht nur die Be-
kämpfung der internationalen
Schleuserkri minalität, son-
dernauchdie Regularisierung
ihrer Opfer, der "Sans Pa-
piers". Die innere Kehrseite
einer geregelten Migration
heißt jedochIntegration. Die-
se bedeutet nicht einfach die
einseitige Anpassungsleis-
tung der EinwandererInnen,
sondern beruht auf Gegensei-
tigkeit. Eine aktive Integra-
tionspolitik beinhaltet nicht
nur Sprachkurse für Erwach-
sene und Kinder, wie sie i m
neuen deutschen Zuwande-
rungsgesetz vorgesehen sind,
sondern auch eine leichtere
Einbürgerung und die Mög-
lichkeit der politischen Mei-
nungsäußerung. Letztere ist
nicht zuletzt gekennzeichnet
durch ein allgemeines Wahl-
recht für AusländerInnen.
Denn besonders in einem
Land wie Luxemburg mit ei-
nemAusländeranteil von 34,1
Prozent an der Gesamtbevöl-
kerung verzerrt der Aus-
schluss eines beträchtlichen
Bevölkerungsteiles vomWahl-
recht die politischen Macht-
verhältnisse.
Die Problemeder Migration

können nicht nationalstaat-
lich gelöst werden, sondern
international i m Sinne einer
"positiven Harmonisierung"
der europäischen Migrations-
politik, die Einwanderung er-
möglicht und nicht nur be-
grenzt, sie mitIntegrationver-
bindet und zugleich das Asyl-
recht schützt. Auf innerstaat-
licher Ebene bedarf es dazu
eines Bekenntnisses zur Ein-
wanderung und einer Diskus-
sion über deren Konsequen-
zen für die jeweilige Gesell-
schaft. Damit einher geht die
Infragestellung des Begriffs
der Nation− nicht zuletzt auch
in Luxemburg: In dem Land
mit dem weitaus höchsten
ausländischen Bevölkerungs-
anteil in der EU scheint es
sinnvoll zu überlegen, ob der
Leitsatz "Mir wëlle bleiwen
wat mir sin" i m 21. Jahrhun-
dert nochzeitgemäßist.

StefanKunzmann

Warten was kommt: Ungewissheit undAngst bestimmenden AlltagderFlüchtlinge. (Fotos: Christian Mosar)


